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Lenz/Schulte, EGMR keine Rechtsweqalternative

Rechtmäßigkeit wiedbrherstellen muss, indem sie die betref-
fenden Daten entweder löschc oder berichtigt.

Um die durch die Asymmetrie des kontradiktorischen Ver-
fahrens bedingten Zwänge auszugleichen und einen effekti-
ven Rechtsschutz sicherzustellen, verfügt die formation spä.-

cialisäe über sehr weitreichende Untersuchungsbefugnisse ge-

genüber den Behörden und kann sich alle für die Entschei-
dung des Rechtsstreits sachdienlichen Informationen
vorlegen lassen. Sie kann diese Befugnisse im Wege schriftli-
cher Anträge - was in der Praxis recht häufig der Fall ist -
oder im Rahrnen getrennter Anhörungen der Parteien aus-
üben. Auch Ortstermine kann sie veranlassen. Daneben hat
das Gericht die Möglichkeit, die Rechtmäßigkeit unabhängig
vorn Vorbringen der Parteien von Amts wegen zu prüfen.

Abgesehen von den beschriebenen Unterschieden haben alle
Verfahren der verwaltungsgerichtlichen Konffolle von be-
sonderen Maßnahmen gegen Gefährder gemeinsam, dass es

gilt, gegensätzliche Ziele in Einklang zu bringen: die 
'Sfah-

rung der für nachrichtendienstliche Tätigkeiten erforderli-
chen Geheimhaltung bzw. der lffirksamkeit dcs Handelns
der für die Gefahrenabwehr zuständigen Behördeu einerseits
und den Schutz der Rechte und Freiheiten des Einzelnen
andererseits. Welche Schwierigkeiten anch irrmer bei eincm
solchen Ausgleich zutage treten mögen, so glauben wir doch,
dass es den Verwaltungsgerichten dank der Vielfalt und der
\üüirksarnkeit der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel
selbst in heiklen Konstellationen möglich ist, das Gleichge-
wicht zwischen diesen beiden unabdingbaren Erfordernissen
bestmöglich zu wahren, t

Zur Rechtsprechrlng
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Der EGMR - Kelne Alternative frlr Deutschlands Rethtsweg

l. Vorbemerkung

Die politische Partei Alternative für Deutschland (A{D) hat
gegen Aktivitäten des Bundesamts für Verfassungsschutz
Rechtsschutz beim Europäisch en G erichtshof für Menscben-
rechte (EGMR) gesucht, aber nicht gefunden. Ein Ausschuss
des Gerichtshofs har die Individualbeschwerde der AfD ge-
gen Deutschland mit einstimmigem Beschluss vom 11.6.
2079 tnr unzulässig erklärt und damit das Verfahren abge-
schlossen (Art. 28 II EMRK). Gescheitert ist die AfD an der
bewusst unterlassenen Erschöpfung des innercleutschen
Rechtswegs. Die Kernaussage der Entscheidung lautet also,
dass der EGMR keine Alternative für Deutschlands Rechts-
weg ist. Die sie betreffenden Aktivitäten des Verfassungs-
schutzes stören die AfD schon länger und haben zu unter-
schiedlichen gerichtlichen Verfahren geführt (dazu II. und
III.). Gegenstand dieses Beitrags ist nur die 2018 von der
AfD erhobene Individualbeschwerde vor dem EGMR. Be-
trachtet wird, wer darüber eigentlich in Straßburg entschie-
den hat, rind wie die Zulässigkeitsthemen behandelt worden
sind (dazu unter fV. bis V.). Der Beitrag endet mit einem
kleinen Ausblick auf die materielle Rechtslage nach der Kon-
vention (dazu unter VII.).

ll. Die AfD und der Verfassungsschutz

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlich de-
mokratischen GrundordnunC ($ 1 I BVerfSchG) und ist
durch diese gesetzliche Aufgabe mit der Frage konfrontiert,
ob in Bezug auf die AfD oder Teile dieser Partei Handlungs-
bedarf besteht. Der AfD missfäilt die dahingehende Tätigkeit
des Verfassungsschutzes. Sie fürchtet vor allen Dingen die
öffentliche Diskussion darüber. Im Herbst 2018 war der
Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) zu
einer öffentlichen Anhörung der Präsidenten der Nachrich-
tendienste des Bundes vor das Pariamentarische Kontrclllgre-
mium in den Deutschen Bundestag geladen. Vor den ihre
Kontrollfunktion ausübenden Abgeordneten hat er aus-
geführt, seine Behörde wolle in enger Abstimrnung mit den
Landesämtern für Verfassungsschutz möglichst noch im Jahr

201,8 z,,t einer fachlichen Einschätzung zum weiteren Um-
gang mit der AfD kommen; dazu sei aller:dings zuvor eine
gewissenhafte und intensive Prüfung des vorliegenden Mate-
rials der Länder über die AfD notwendig.t

Die zweite Phase begann 2019. Lnfang dieses Jahres äußertc
sich der BfV-Präsident dann wie angekündigt erneut zr,rr

Causa AfD. In einer Pressekonferenz gab er an 15.1.2019
bekannt, dass die Nachwuchsorganisation der AfD ,,Junge
Alternative" sowie die innerparteiliche Strömung ,,Der Flü-
gel"2 wegen des Verdachts verfassnngsfeindlicher Bestrebun-
gen als ,,Verdachtsfall" eingestuft worden seien, Dies treffe
jedoch nicht fär die Partei als Ganzes zu. Für die AfD selbst
hätten sich die vorliegenden Anhaltspunkte noch nicht hin-
reichend verdichtet, um die Schwelle zum ,,Verdachtsfall" zu
überschreiten. Nichtsdestotrotz werde man die AfD weiter-
hin als ,,Prüffall" beobachten.

Der rechtiiche Unterschied besteht darin, dass die Einstufung
als,,Verdachtsfall" das Vorlicgen hinreichend gewichtiger

t Der Autor leaz ist Partner und dic Autorin Schuhe Mitarbeiterin von
OPPENLÄNDER Rechtsanwälte in Snrttgart. Beide beschäftigen sich
sowohl mit materiellen als auch mit prozessualen Fragen der EMRK. -
Zugleich Anmerkung zu EGMR, Beschl. v. 11.6.2019 - 57939118,
NVwZ 2019, 1553 (in diesem Heft) - Alternative für Deutschland
(AfD) gegen Deutschland.
Das Eingangsstatement des BfV-Präsidenten in dicser Zweiten öffent-
lichen Anhörung der Präsidenten der Nachrichtendienste des Bundes
vor der Parlamentarischen Kontrollkommission ani 16,11.2018 ist auf
der tlonrepoge des Verfassungsrchurzm abrufbar; <ler EGMR datiert
die tlurttgeu Außerungen des Ptli*idcnten in seinem Beschluss wohl
versehentlich auf Oktober 2018 (vgl. Rr. 4 des Beschlusses).
Der Verfassungsschutz beäeichnet die Organisation ,,Der Flügel" als
Teilorganisation der AfD, was zweifelhaft ist. Das Parteiengesetz ver-
wendet den Begriff der Teilorganisation in der Regelung übet die Voll'
streckung eines Parteiverbots (g 32 I 1 PartG) und erfasst damit Orga-
nisationseinhciten einer Partei, die trotz einer gewissen Selbstständig-
keit so eng mit der Partei verbunclel sind, dass sic als in die Partei
eingegliedert uud daher als ihr Teil angesehen werden können (vgl,
Stein in lpsefl, PartG, 2. Aufl. 2018, g 32 Rn. 7). Das passt nicht so
recht, weil 

"Der 
Flügel" eher als eirre in latenter Opposition zu weiten

Teilen der AfD-Parteispitze stehende innerparteiliche Strömnng zu ver-
stehen ist, selbst aber mangels ßeteiligung an !?ahlen nicht den Status
als Partei iSv Art. 21 GG besitzt uud von der AfD auch nicht als
besondere Organisationseinheit der Partei anerkannt ist.
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eine Beschwerde flir unzulässig er
wie der Ausschuss (Art' 28 I Buchst. a EMRK)

wenn eine

tatsächlicher Anhaltspunkte für Bestrebttngen gegen die frei-

heitliche demokratische Grundordntlng voraussetzt und

weitreichendere Maßnahmen ermöglicht' etwa den Einsatz

nachrichtendienstlicher Mittel. Die Einstufung als,,Prüffall"
stellt lediglich eine Vorprüfphase mit eingeschränkterem In-

stmmentarium dar,

lll. Getrennte Verfahren zu den Vorgängen 2018 und
201 9

Die gestLrfte Entwicklung in den Jahren.2018 und 2019

spiegitt sich auch im prozessualen Vorgehen.der AfD' Die

Äfn"mt zwei getrennle Verfahren geführt' Anlässlich der

Außerungen dei Bfv-Ptasidenten vom Herbst 2018 hat sie

noch im Dezember 2018 eine Individualbeschwerde beim

EGMR erhoben, mit der Zielsetzung, einer öffentlichen Ein-

stufung als ,,Verdachtsfall" vorzuber'rgen. Gegen die 2019

dann.ifolgtä Einstufung als ,'Prüffall" hat sie dagegen nic-ht

clen EGM-R angerufen, sondern im Verfahren des $ 123

VwGO uorläufi"g.tt Rech,tsschurz beim VG Köla gesucht'

Diese unlerschieätichen Verfahren mit den unterschiedlichen

Verfahrensgegenständen ntüssen also auseinandergehalten

werdeu.

1. Maßnahmen des Jahres 2019 als

Verfahrensgegenstand vor dem VG Köln

Gesenstand des Verfahrens vor dem VG Köln warcn die

Ivlißnalrmen des Verfassungsschutzes aus dern Jafu 201'9.,

also die zweite Strrfe, Deshalb hat die AfD den Antrag nach

$ 123 VwGO beim VG Köln aucb zeitlich nach der schon
'im 

17.I2.2018 erhobenen Menschenrechtsbeschwercle zum

EGMR eestellt. Das Verfahren beim VG KöIn richtete sich

e.een die nach Abschluss der Vorprüfphase erfolgte Aus-

ioi. d.t BfV-Präsidenten, dass die AfD weiterhin als ,,Präf-
faä" bearbeitet werde. Die AfD befürchtete auch mit Blick

ar,rf clie bevorstehende Europawahl, dass die Öffentlichkeit
zwischen,,Priiffall" r.rnd,,Verdachtsfall" nicht differenzie-
ren werde.

Das VG Kölz entschied über seinen Verfahrensgegenstand
zeitlich vor dem EGMR und untersagte mit Beschluss vom

26.2.201'9 dem BfV im Wege der einstweiligen Anordnung

die Bezeichnung der AfO äls ,,PrLiffail". Das voriiegende

staatliche Informationshandeln stelle einen Eingtiff in das

Persönlichkeitsrecht der AID dar3 und bedürfe einer Rechts-

grundlage.a $ 16 I BVerfSchG, welcher als-lex specialis

Sperrwiikung gegenüber einer allgemeinen Informations-
bäfugnis end;lü,5"stelle jedoch [<eine taugliche. Reclrr*gnrnd-

6;?;;, Zwar ermächtige er ztrr Atrfktamng der Öfferrtlish-
ke'it, allerdings nur übe*r das Vorliegen eines ,,Verdachts-
falls" und niöht dazu, dass eine Bearbeitung als ,,Prüffall"
erfolge.5 Das BfV akzeptierte diese Entscheidung und ver-

zichtete auf eine Beschwerde.

2. Vorgänge 2018 als Beschwerdegegenstand im
Verfahren des EGMR

Anlass für das Verfahren vor dem EGMR waren die 2018

s-eurachten Aussagen des BfV-Präsidenten, nicht die bei Be-

ichlcr.lceth.bun[ im Jahr 2018 noch gar nicht erfolgten

Maßnahmen des Verfaisr.,ngsschutzes auf der zweiten Stufe'

Unverkennbar zielte die AfD mit der direkten Erhebung der

Individualbeschwerde darattf, einer von ihr befürchteten öf-
fentlichen Einstufung der Partei als ,,Verdachtsfall" vorbetr
gend entgegenzuwirften. Der Gerichtshof. gibt in seinem Be-

ichluss dätt Vortrog der AfD wieder, solche Maßnahmen des

VerfassungsschLltz; führten zu einer Stigmatisierung und zu

einenr ,,De"-facto-Verbot" der Partei. Daz;'t zogsie eine Paral-

lele zum Schicksal der politischen Partei ,,Die Republika-

ner". Deren Aufnahme äls ,,Verdachtsfall" in den Verfas-

sungsschutzbericht, welche sich nachträglich als rechtswidrig

..*i.r, hätte ihr weitgehendes Verschwinden aus der Partei-

enlandschaft zur Folge gehabt.T

Gerügt hat die AfD eine Verletzung ihrer Vereinigungsfrei-

heit iArt. 11 EMRK) und der Meinungsäußerungs{reiheit
(ALt. 10 EMRK) sowohi isoliett als auch in Verbinclung mit
äem unselbstständigen Diskriminierungsverbot aus Art' 14

EMRK. I(ombinierihat das die AfD mit der Rüge, sie sei in

ihrem Recht auf eine wirksame Beschwerde nach Art' 13

EMRK und in ihrem Recht auf ein faires Verfahren nach

Art. 6 EMRI( verletzt' weil es gegen die beanstandeten Maß-

nahmen keine wirksame Beschwerdemöglichkeit in Deutsch-

lancl uebe.8 Durch diese letzten beiden Rilgen wird auch

cleutliäh, warum die AfD der Meinung war, die unmittelbare

Anlufung des EGMR sei eine zulässige Alternative zur Er-

schöpfung des Rechtswegs in Deutschland.

lV. Wer entscheidet in Straßburg?

Der EGMR entscheidet in verschiedenen Zusammensetzun-

gen. In Einzelrichterbesetzung' in Ausschüssen mit drei Rich-

iern, in Kammern mit sieben Richtern und in einer Gr.o$en

KaÄm"r mit siebzehn Richtern (Arr.26 EMRK). Die kleine-

ren Entscheidungseinheiten in Fonn des Einzelrichters und

cler Ausschüst. äftill.n eine Filterfunktion, um der Flut an

B.r.h*.r.l.n und der damit einhergehenden Überlastung des

EGMR Herr zu werden' Sowohl der Einzelrichtet (Art' 27 I
EMRK)
können
solche Entscheidung ohne weitere
kann. Praktisch werden solche U

Prüfr.rng werden

gen in der ganz überwiegen.den Zahl de: Fälle, seit Inkraft-

ireten des i4. Zvsatzprötokolls von Einzelrichtern getrof-

fen.e

Die eigentliche Regelung zur Abgrenzung der Zuständigkei-

t.n uön Einzelrichtern und Ausschüssen uimmt in diesem

Fall aber Art. 49 I der Verfahrensordnung des EGMR vor'

Danach wird die Beschwerde in Einzelrichterbesetzung ge-

prüft, wetrn die Unzulässigkeit schon. aus dem vom Be-

schwerdefrihrer vorgelegten Material hinreichend deutlich

wird. Das zielt auf 6..ond.ts eindeutige Fälle' Unabhängig

davon kommt auch dann kein Einzelrichter zum Einsatz,

wenn eiu besonderer Grund dagegen spricht, was in elster

l,inie auf die Bedeutung der Angilegenheit zielt. Es ist nach-

vollziehbar, dass die BÄchwerde der AfD in Straßburg nicht

als Einzelrichtersache behandelt worden ist. Denn die Argu-

rnentation zur Entbehrlichkeit der innerstaatlichen Rechts-

wegerschöpfung ist iedenfalls diskussionswürdig und auch

die-potitisöhe Bideutung des Vorgangs rechtfertigt eine Ent-

sche'iclung durch mehreie Richter. Immerhin ist die AfD eine

Parlamenispartei in einem der einwohnerstärksten Konventi'

onsstaaten.

Mit der Einordnung als Ausschusssache war aber noch eine

anclere Weiche geställt. Entscheidungen der Ausschüsse sind

immer endgtittü (Art. 28 II EMRK). Die Konvention, die

3 VG Köln,NVwZ 2019, 1060 = BeckRS 2019, 2209 Rn' 28'

4 VC Köh;,NVwZ 2019, 1060 = BeckRS 2019, 220-9 R.n. 49'

5 VG Köln',NVwZ 2019, 1060 = BeckRS 2019,2209 Rt' 47 '

Z vö krir, lw äzots',1060 = BeckRS /01'9,2209 Rr.'.301t'

) eömn.'57939118. NV*2 zotg, 1663 Rn. 16 (in diesem Heft) -

Alternaiive fi.ir Detrtschland (AfD) gegen Dcutschland'
s EöMR, srjsTts, NV*Z' j0si iea Rn. 15 (in diesem Heft) -

Alternaiive für Derrtschland Ir\fI)) gcgtn Deutschland'
e'D;;;;iil,;;,-"il;;äi;.h;;- v*'*,'ftu]'gt,..l'tsschutz, z' Aurt' 20Le'

Rn. 634.
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Len/Schulte, EGMR keine Rechtswega Iternative

insoweit Kompromiischarakter hat, sieht die Möglichkeit
einer rechtsmittelartigen Verweisuug an die Grol?e Kammer
auf Antrag einer verfahrensbeteiligten Partei nur bei Urteilen
vor, die eine Karnmer getroffen hat (Art. 43 I EMRK)' Auch
die Abgabe einer Rechtssache vor einer Entscheidung an die

GrolSe Kammer kann uur eine Kammer vornehmen, nicht
aber ein Ausschuss (Art. 30 EMRK).'0

Der Ausschuss hat dann von der ihm nach Art. 28 I
Buchst. a EMRK eingeräumten Befugnis GebraLrch gemacht,

die Beschwerde durch einstimmigen Beschh.rss für unzulässig

zu erklären. Das erfolgte im Hinblick auf die Rügen einer
Verletzung der Art. 10, Art. 11 und Art. 14 EMRK r'rnter

dem Aspekt der fehlenden Rechtswegerschöpfung (dazu un-
ter V.), im Hinblick auf die Rügen einer Verletzung von
Art. 6 und 13 der Konvention wegen offensichtlicher Unbe-
gründetheit. Es gehört zu den Besonderheiten des Prozess-

iechts des EGMR, dass die Feststellung einer offensicht-
lichen Unbegründetheit zur Unzttlässigkeit der Beschwerde

führt (Art. 35 III Buchsr. a EMRK).rr

V. Wegfall der Opfereigenschaft blieb offen

hn Rahmen der Zulässigkeitsprüfung entstand für die AfD
ein zusätzliches Problem daraus, dass sie beim VG Köln
eine einstweilige Anordnung erreicht hatte. Das warf die
Frage auf, ob sie daclurch ihre Opfereigenschaft iSv Art. 34
EMRK verloren hat.12 Die Formulierung Opfereigenschaft
kntipft an die englische Sprachfassung an. Nach deutschem
Verständnis geht es um den \üegfall der Beschwer. Die
Opfereigenschaft kann aus rechtlichen Gründen entfallen,
wenn ein Rechtsbehelf des Beschwerdeführers bei nationa-
len Gerichten Erfolg hat. Dies setzt jedoch voraus' dass der
beklagte Staat den Eingriff aufhebt und ausclrücklich oder
jedenfalls implizit anerkennt, dass eine Konventionsverlet-
zung vorgelegen hat.l3 Immerhin hatte das Bundesamt für
Verfassungsschutz die Entscheidung des VG Köln akzeptiert
und keine Beschwerde gefiihrt. Andererseits, und das hat
der Gerichtshof zutreffend erkannt, ging die AfD vor dem
VG Köln gegen die öffentliche Bezeichntrng als ,,Prüffall"
vor, während sie sich vor dem EGMR dagegen wehrte,
möglicherweise bald ?iffentliclr als,,Verdachtsfall" einge-
stuft zu werden.l4 Die Geg,enstände waren also unterschied-
lich. Zwar deuten diese Ausführungen des Ausschusses da-
rauf hin, dass die Opfereigenschaft wohl noch bestand,
formal ließ der Ausschuss diese Frage aber offen, da aus

seiner Sicht die Individualbeschwerde jedenfalls aus einem
anderen Grund unzulässig war,

Vl. Jedenfalls keine Rechtswegerschöpfung

Zentale Zulässigkeitsvoraussetzung für Beschwerden vor
dem EGMR ist die in Art. 35 I EMRK normiette Er-
schöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs. Die voraus-
gesetzte Inanspruchnahrne nationaler Rechtsbehelfe ist
Ausdruck des dem Konventionssystem zugrunde liegenden
Subsidiaritätsprinzips. Zum einen soll den Mitgliedstaaten
dadurch die ivti;glichkeit gegeben werden, potenzielle Kon-
ventionsverletzungen seibst auf nationaler Ebene zu behe-

ben. Zum anderen gewährleistet die Voraussetzung der
Rechtswegerschöpfung die Funktionsfähigkeit des EGMR,
der so schon rechtlich und tatsächiich aufbereitete Fälle
erhä lt.l5

Rechtsbehelf iSd Art. 35 I EMRK ist iedes förmliche oder
nichdörmliche Mittel, welches der Rechtsverlemutrg des Be-
schlverdeführers abhelfen kann.16 Bei ßssclrwertlen aus
Deutschland gehört auch die Verfassungsbeschwerde zum
innerstaatlichen Rechtsweg. l7

1. Keine Erschöpfung des Rechtswegs zu den
deutschen Verwaltungsgerichten

Der Ausschuss qualifiziert das Rechtsschutzanliegen der

AfD ohne weiteräs als öffentlich-rechtliche Streitigkeit iSv

$ 40 I VwGO, womit der deutsche Verwaltungsrechtsweg
öLöffnet ist. Dieser Rechtsweg wäre an sich zu erschöpfen.

Eigentlich würde zum innerstaatlichen Rechtsweg aych

no-.h die Verfassungsbeschwerde gehören't8 Da für politi-
sche Parteien nach der Rechtsprechung des BVerfG in
verschiedenen Konstellationen anstelle der Verfassungs-

beschwerde der Organstreit zulässig sein soll,le ist der

Ausschuss insoweit vorsichtig. Er lässt offen, ob in einer

solchen Konstellation noch eine Verfassungsbeschwerde
Teil des deutschen Rechtswegs iSv Art. 35 I EMRK wäre,

hält aber immerhin zutreffend fest, dass ein Organstreit-
verfahren nach $$ 63 ff. BVerfGG schon deshalb nicht
zum Rechtsweg gehört, weil die Zulässigkeit eines solchen

Verfahrens an der fehlenden I'}arteifähigkeit des Bundes-

amts für Verfassungsschutz im Organstreitverfahren schei-

tert.2o

Die AfD hatte aber diesen an sich eröffneten innerstaatli-
chen Rechtsweg ztt den Verwaltungsgerichten in Bezug auf
die befürchtete Einstufung als ,,Verdachtsfall" gar nicht
beschritten, sondern noch im Jahr 20i8 unmittelbar Be-

schwerde nach Art, 34 EMRK beim EGMR in Straßburg
erhoben,

2. Keine Freistellung von innerstaatlichen
Rerhtsschutzmöglichkeiten

In einer solchen Situation kann die unter Auslassung
innerstaatlicher Rechtsschutzmöglichkeiten erhobene Indi-
vidualbeschwerde rrur zulässig sein, wentt der innerstaatli-
che Rechtsschutz deshalb nicht ausgeschöpft werden
muss, weil er entweder nicht zugänglich oder nicht effek-

tiv ist.2l

al Fehlende Zugänglichkeit. Die AfD berief sich darauf, dass

sie wegen mangelnder Kenntnis des Sachverhalts und fehlen-

der Akteneinsicht, nicht über die erforderlichen Kenntnisse
verftigt hätte, uin einen Rechtsbehelf gegen das Vorgehen
des Bundesamts für: Verfassungsschutz zn substanziieren.
Das nationale Recht räume zwar einzelnen Personen ein

l0 Vgl. zu dcn Möglichkciten der Einschaltung der GrolSen KammerDötr/
Linz, Europäischer Verwaltungsrechtsschutz' 2.Aufl. 2019,
Rn. 729 ff.

Il Ygl, DörrlLerza, Europäischer Verwaltungsrechtsschutz' 2. Aufl. 2019'
Rn. 688.

an dieser Rechtsprechung.
20 EGMR, 57%9118, NYwz 2019, 1663 ltn. 19 (in diesem l-Iefr) -

Alternative für Deutschland (AfD) gegen Deutscl.rland; s' auch I'enz/
Hansel,BYerfGG,2. A1rfl.2015, $ 63 Rn. 5If.

27 YgI. irn Einzelnen DönlLenz, Europäischer Verwaltungsrechtsschutz,
2. Aufl.2019, RIr. 676.
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Recht auf Zugang zu den erhobenen Informationen des Bun-

desamts für üeriassungsschutz ein, nicht aber der A{D als

oolitischer Partei.22 De; EGMR überzeugte dieser Einwand

ni.ht. tt ging davon atts, dass ein innerstaatliches Verfahren

sich gegeä dle mögliche öffentliche Einstufung der AfD als

,,Veräaihtsfall" geiichtet hätte und nicht gegen die Beobach-

iunesmaßnrh*.i. Di. Fähigkeit, die Rechtswidrigkeit des

Ersieren geltend zu machen,lei unabhängig von der Kennt-

nis der äesonderheiten der angewandtetr Überwachungs-

maßnahmen.23

b) Fehlende Effektiuitat. Die AfD hat weiter behaupte^t,

innerstaatliche'iRechtsbehelfe in Deutschland gegen Maß-

nahmen des Verfassungsschutzes hätten offensichtlich keine

vernünftige Aussicht auf Erfolg. Dies begründete sie mit
zwei älüren Entscheidungen des BVetfG und des

BVerwG.2a Durch diese Entscheidungen sei geklärt, dass

das Bundesamt für Verfassungsschutz die Öffendichkeit
über das Bestehen des Verdachts verfassungsfeindlicher Be-

strebungen informieren dürfe. Aus Sicht des EGMR tre{fe

es zwar",zv, dass die Unterrichtung der Öffentlichkeit über

diese Einsihätzung des Verfassungsschutzes grundsätzlich

und unter bestimmten Voraussetzungen unter dem Ge-

sichtspunkt des Verfassungsschutzgesetzes sowie des

Grunägesetzes für zulässig gehalten wurde. Der EGMR

entnimät jedoch beiden angäführten Entscheidungen, dass

ieweils strcng zu prüfen sei, ob diese Voraussetzungen unter

äen jeweils gegebinen Umständen erfüllt sind' Deshalb neh-

*. ä., Veräic"ht der AfD auf die Inanspruchnahme dieser

vorhandenen nationalen Rechtsbehelfe Deutsch[and die

Möglichkeit, diesen strengen Prüftrngsmnßstab an das Ver-

haltän des Bundesamts für Verfassring.sschutz anzulegen.2s

Schon deshalb konnte die AfD nicht von dcr Erschöpfung

der eröffneten innerstaatlichen Rechtsscfrutzmöglichkeiten
freigestellt sein.

Der Ausschuss ergänzt das noch durch zwei weitere Argu-

mente. Er arbeitJt heraus, dass die beiden von der AfD

zitierten älteren Entscheidungen des BVerfG und des

BVenuG gar nicht die aktuelle Fassung des $ 1.6 t
BVerfGG äls einschlagige Norm zum Gegenstand gehabt

haben, Die AfD habJa-lso keine Rechtsprechung zur ak-

tuellen Gesetzeslage in Deutschland präsentiert. Zweitens

stellt der Ausschuis noch auf das nahelicgende Argument
ab, dass gerade die Entscheidung des VG Köln vom 25'2'

20'19 imiinstweiligen Anordnungsverfahren ein deutlicher

ßeleg dafür sei, däss politische Parteien. gegeniiber Maß-

nahäen deutsiher Värfassungsschutzbehörden durchaus

effektiven innerstaatlichen Rächtsschutz erlangen kön-

nen.26

Vll. Blick auf die materielle Rechtslage

\üegen der überstürzten Erhebung der Individualbeschwer-
de äurch die AfD hat der EGMRleine Aussagen zur Sache

mehr getroffen. Ein kursorischer Blick auf die materielle

RechtJhge verdeutlicht aber, dass an der Beschwerde auch

in der Siche nichts dran war. Es ist zwar zutreffend, dass

eine öffentliche Einstufung als ,,Verdachtsfall" als Eingriff
in die Vereinigungsfreiheit nach Art. 11 EMRK und gegebe-

nenfalls "u.f, i; die Meinungsäußerungsfreiheit nach

Art, 10 EMRK angesehen werderkann. Ebenso deutlich ist

aber, dass eine Rächtfertigung solcher Eingriffe nach den

jew.iligen Absätzen 2 diäsei Konventionsrechte gegeben

sein dürfte.

Probleme können sich auf den ersten Blick allenfalls hin-

sichtlich des zweiten Merkrnals der Rechtfertigungsklausel
des Art. 1L II und Art. 10 II EMRK ergeben, wonach die

Einschränkungen gesetzlich vorgesehen sein müssen. Diese

gesetzliche Grundläge war es ja gerade, die das VG Kölnim
Ftinbli.k auf die Kömmunikation über die Annahme eines

,,Präffalls" in seiner Entscheidung vom 26-6.201'9 vermisst

iatte.z7 Für den direkten und indirekten Gegenstand des

Individualbeschwerdeverfahrens vor dem EGMR besteht

aber kein Zweifel am Vorliegen gesetzlicher Grundlaggn'

Das Vorprüfverfahren' wie es das Bundesamt für Verfas-

sungssch.ttz in Zusammenarbeit mit den Landesv-erfassungs-

schitzämtern im Herbst 2018 praktiziert hat, findet seine

Grundlage in $ 3 I BVerfSchG und auch die von der A{D
,r.,rbeueJnd mii der Individualbeschwerde bekämpfte öffent-

liche Bäkanntgabe der Feststellung eines Verdachtsfalls ist

irn Bundesveriassungtschu tzgesetz ausdrücklich vorgesehen

($ 16 I BVerfSchG).

Sogar die Offenlegung des Umga-ngs -mit der AfD durch

d.i Präsid..ttett däs Bundesamts für Ver{assungsschutz im

Herbst 2018 hätte ebenfalls eine gesetzliche Grundlage im

Sinne der Absätze 2 von Art' 11 und Art' 10 EMRK' Sie

ist anders als im Februar 2019 nicht im Rahmen einer

eisenen Öffentlichkeitsarbeit des BfV erfolgt, sondern der

Bfu-prasident hat sich im Rahmen einer parlamentarischen

Befragung durch die für den Verfassungsschutz zuständigen

Abgeärdieten des Deutschen Bundestags. geäußert' Das

Fraäe- und Informationsrecht des Deutschen Bundestags

und"seiner Mitglieder ist aber über Art. 38 I 2 und Art' 20

II 2 GG sogar ierfassungsrechtlich abgesichert, bezieht sich

ur.n *f äi. tatigLtiön nachgeord-neter Behörden c'lär

Bundesregierung una unterliegt nul sehr schwachen

Schrankei im ginblick auf Geheimhaltungsinteressen bc-

roffener Dritter.2s

Die mit den angegriffenen Maßnahmen des Verfassungs-

schutzes verbunäenen Einschränkungen des Konventions-

rechts wären zudem wohl als in einer demokratischen

Gesellschaft notwendig für den Schutz der nationalen

Sicherheit angesehen worclen' Der Verfassungsschutz dient

mit seinem Flandeln ausweislich $ 1 I BVerfSchG dem

Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung

sowie clem Bestand und der Sicherheit des Bundes und

der Länder. Im Hinblick auf das Kriterium der Notwen-

digkeit in einer demokratischen Gesellschaft2e kann fest-

geitellt werden, dass das Bundesamt für Verfassungs-

schutz erkennbar vorsichtig und differenziert vorgeht' Die

von ihm wahrgenommenen Gefährdungslagen bei der Ju-
gendorganisatiJn der AfD und bei der innerp.arteilichen

örrppiätrrng ,,Der Flügel" werden von erheblichen Teilen

der'Afo o"ndl iht.t üundesvorstands ebenfalls gesehen,

auch im Hinblick auf die Einzelelemente der freiheitlich

demokratischen Grundordnung iSv $ 4 II BVerfSchG'

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass der EGMR den

Mitgliedstaaten gerade im Bereich des Rechtfertigungs-

22 EGMR- 5793911'8. NVwZ 2019, 1563 Rn. 18 (in diesern Heft) -
Alternaiive für Deuischland (AfD) gegen Deutschland.

23 E?MR- 57939t1.8. NVwZ 20191 ifel Rn. 21 (in diescm Heft) -
Alternaiive für Deuischland (AfD) gegen Deutschland'

24 BVerfGE t1.3. 63 = Nl!fl 2b05, 2-912 = NVwZ 2006, 78 Ls. (Verlag

Jungä Freiheith nVerwG, NVwZ 2014, 233 = ZD 2014' 2L6 Ls'
(Büigerhrewegung pro Kölrt)

2s Eötf,R, stizsäi, NVwZ 2019, 1551 Rn. 22 (in diesem Heft) -
Alternaiive für Deritschland (AfD) gegen Deutschland.

26 EGMR. 57939t18. NYwZ'20t91 i65E Rn.22 (in diesem Heft) -
Alternaiive für Deutschland (AfD) gegen Deutschland'

27 VG Kötn,NYwZ2019' 1060 = BeckRS 2079,1060 Rn' 47'

is c^nJt.#' d dalzu BVärfGE 1'47, 50 (126 ff ., 194ff.l = NVwZ 2018'

5t = NZG 2018, 560 Ls.

29 i;1. di,azu Srhuite, Zur Übertragbrrrkcit der Margin-of-aplrtccintion-
Däkuin des EGMI{ auf dic Rcchnpru'chrrng des EuGH im Rcrcich der

Grundfreiheiten, 201'8, 83 II'
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grunds der nationalen Sicherheit tendenziell besonders

iveite Beurteilungsspielräume zugesteht, die er nicht über-
prüft.3o

Vor diesem Hintergrund sollte man annehmen, dass jeden-

falls den rechtlichen Beratern der AfD die Erfolglosigkeit
ihres Prolekts Individualbeschwerde von Anfang an bewusst
gewesen sein dürfte. Das kann aber dahinstehen. Jedenfalls

jetzt weiß auch die AfD, dass die direkte Anrulung des

bCUn keine Alternative zur Ausschöpfung des deutschen

Rechtswegs ist. f

30 S chulte, Zur Übertragbarkeit der Margin-of-appreciation-Doktrin des

EGMR'auf die Recht$rechung des EuGH im Bereich der Grundfreihei-
ten, 201 8, 95 f. und 105.
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l. Einleitung

Die freie Presse lebt von ihren Privilegien.l Erst die objektiv-
rechtlichen Gewährleistungen des Art. 5 I 2 GG, ermögli-
chen es der Presse, ihren verfassungsrechtlichen Auftrag
wahrzunehmen. Allerdings bereitet die Abgrenzung von
pressemäßigen Publikationsorganen' die iene besonderen

Drivilegierungen genießen, und anderen, nicht privilegie-
rungrwtitdigön Akteuren in der Praxis mitunter Schw.ierig-

keitän. Dem BVerwG lag kürzlich ein solcher Grenzfall vor,
in dem um die Geltendmachung presserechtlicher Auskunfts-
ansprüche gestritten wurde. Das Gericht setzte sich insoweit
mif der Frage auseinander, was die Presse im verfassungs-

rechtlichen Sinne auszeichnet. In seinem Urteil distanziert es

sich vom formalen Pressebegriff und stellt stattdessen mit
der Funktion, zur individuellen und öffentlichen Meinungs-
bildung beizutragen, wirkungsbezogene und inhaltliche As-
pekte in den Mittelpunkt. Durch seinen allgemeinen Bezug

ium Pressebegriff ist zu erwarten, dass das Urteil auch für
andere Sonderrechte der Presse, etwa bei der Auslegung des

datenschutzrechtlichen Medienprivilegs, von Bedeutung sein

wird.

tl" Die Entscheidung/Analyse

1. Sachverhalt und Verfahrensgang

Die Klägerin betreibt mehrerc Internetportale, in denen Informationen
zur Bauwirtschaft und öffentlichen Vergabeverfahren verbreitet wer-

den. Darüber hinaus gibt sie in geringer Auflage ein periodisch erschei-

nendes Druckwetk, den ,,Auftragsvergabemonitor" heraus, worin in
kurzen Texten die Kosten verschiedener Bauprojekte wiedergegeben

werden.2 Sie wendete sich gegen die Ablehnung von Auskunftsersuchen
gegenüber öffentlichen Auftraggebern hinsichtlich der Auftragnehmer,
ä"n Auftmgrrummen und der Zahl der Bieter in zahlreichen Vergabe-

verfahren, Vor den Instanzengerichten blieb die Klägerin ohne Erfolg'
Der VGH Mannheim verneinte die Anspruchsberechtigung der Kläge-

rin, da diese kein Presseunternehmen sei. Die Urheberschaft an einem

Druckwerk reiche hierfür nicht aus. Ferner sei ihre Tätigkeit nicht
hinreichend von publizistischen, sondern vornehmlich von außerpubli-
zistischen, kommerziellen Zwecken gctragen, so dass ihr die Berufung
auf den Auskunftsanspruch der Presse versagt bliebe. Das BVerwG
hielt das berufungsgerichtliche Urteil im \üesentlichen aufrecht.

2. Auskunftsrechte für Print- und Telemedien

Da die Klägerin sowohl ein Druckwerk (Auftragsvergabemo-
nitor), als iuch Telemedien (Internetportale) herausgibt, ste-

hen ihr zweierlei Anspruchsgrundlagen zur Geltendmachung
ihrer Auskunftsrechte zu: Zum einen der Anspruch aus $ 4 I
LPresseG BW für verkörperte Medien,3 zum anderen der
telemedienspezifische Anspruch aus $$ 55 il iVm 9 a RSIV.
Einfachrechtlich sind im Anwendungsbereich des LPresseG
B'!ü die Vertreter der Presse sowie nach dern RSIV Anbieter

von Telemedien mit journalistisch-redaktionell gestalteten

Angeboten anspruchsberechtigt. Das Gericht misst der kon-
kre"ten Ausgetältung des Aüskunftsanspruchs durch den

Landesgesetigeber jedoch keine Bedeutung zu, Da die Aus-

kunftsrichte ium Kernbereich des objektiv-rechtlichen Ge-

halts der Pressefreiheit zählten, sei der Kreis der Berechtigten
von vorneherein durch Art. 5 I 2 GG determiniert. Ein Aus-
gestaltungsspielraum der Länder bestehe nur hinsichtlich der

öewichtuing der Interessen in den Versagungsgründen.a

Dementsprächend orientiert sich die Prüfung des BVerwG
nicht an der konkreten Formulierung der Anspruchstat-

bestände, sondern lediglich am Begriff der Presse im verfas-

sungsrechtlichen Sinne.

3. Funktionales Verständnis des BVerwG

Bei der Auslegunj des Pressebegriffs legt das BVerwG nun'
mehr ein funfttionales Verständnis an den Tag. Auskunfts-
berechtigt sei nur, wer durch seine Publikationen zum öffent-
lichen Meinungsbildungsprozess beitrage'5 Dieser Funk-
tionsbezug sei bei Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen zu
vermuten, nicht aber bei Unternehmen deren publizistische
Absicht nicht derart offensichtlich ist.6 Maßgeblich sei dann,
welche Tätigkeit das Unternehmen verfolge und die be-

absichtigte Verwendung der Auskünfte. Differenziert wird
danach, ob mit der Herausgabe die Teilnahme am Proz.ess

der individuellen und öffentlichen Meinungsbildung be-

zweckt wird oder ob die Publikation vornehmlich eigenen

Geschäftsinteressen dient.T Notwendig ist insoweit, dass die

v Der Verf. ist wisscnschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl Iür Medien-
recht, Kuliurrecht und öffentliches Recht (Professor Dt Matthias Cor-
zils) an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. - Besprechung v9-rl

BVerwG,Urt. v. 21,3.2019 - 7 C 26117,|{YwZ 2019' 1283 = NJW
201.9,2775 Ls.

1 Vgl. Peifu,Konvergenz der Medien - Konvergenz des Rechts?, 2009,
47 (s71.

2 Dei gedruckte ,,Auftragsvergabemonitor" wurde gleichwohl erst 2016
rvährcnd dr's crstinrtorrzlichurr Verfrrhrcns vor dem VG Strrttgarr auf-
gclugt, wor'irt sich dic Klägcritt gcgt:n noch vor dessen l-lcrnusgabc

lies,cn.lc AuskurrfrsvcrrvcigcrunBcn ittts den Jahren 2014 nnd 201-5

rictrtete, vgl. VG Stuttgari, Llrt. v. 23.6.201'6 - L K 33761L3, BeckRS

2016,48137.
3 g 7 I LPresseC BW, in dem der Begriff des Druckwerks legaldefiniert

wird, stellt wesentlich auf die Verköiperung des Verks ab, so dass auch
bspw. Ton- oder Bildträger erfasst stnd,

4 BVerwG,NYwZ20l9,1283 Rn. 23 = NJW 2019,271"5 Ls'
5 BVerwG,NYwZ20l9,1283 Rn. 24 = NJW 2019' 2715 Ls.
6 BVeruG,NVwZ2079,1283 Rn, 26 = NJ\q 2019,2715 Ls.
7 Dar.Ggriiehr ühertrügr'irrssrrveir diu l(ecirtsprochung dr:s ßVorlG zur

stantlichtn $uhventionierrng von ltrcssuctaeullttisscn .drrrch dcn Post-
z.eitungsc{icnst arrl rlic Geltcndrttrchuttg vott Auskrtnltsa.rlsprüchen' vgl.
Ilvcr[GE s0, 124 = NJW 1989, 2l{77, Drrnach wutdcn nur Druek-
werke, die über Tagescrei8,trissc, Zeit- oder Fachfragen berichten be-
,uschusst, nicht abei reitr kornnrc.rziell motivierte Druckschriften.


